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lung des Zuschusses beginnt mit dem Monat der ,Geburt des 
Kindes und endet mit Ablauf des Monats, in dem das Lehr­
verhältnis endet. Der Zuschuß wird auch neben anderen 
Geldleistungen der Sozialversicherung gezahlt.

»

X.
Monatlicher Zuschuß zum Familienaufwand

§54
Anspruchsberechtigte, Höhe und Dauer der Zahlung

(1) Mütter mit einem Kind bis zu 3 Jahren, die Anspruch 
auf Sachleistungen nach dieser Verordnung haben und wegen 
der Geburt dieses Kindes vorübergehend ihre Berufstätige 
keit unterbrechen mußten, weil kein Krippenplatz zur Ver­
fügung gestellt werden konnte, haben bei der .Geburt eines 
weiteren Kindes während dieser Unterbrechung bis zum 
Ende des ersten Lebensjahres des zuletzt geborenen Kindes 
Anspruch auf einen monatlichen Zuschuß zum Familienauf­
wand (nachfolgend Zuschuß genannt) in Höhe von 200 M. 
Voraussetzung dafür ist, daß kein Anspruch auf Mütterunter­
stützung besteht.

(2) Bei der Feststellung des Anspruchs auf den Zuschuß 
werden die im §46 Abs. 2-genannten Kinder berücksichtigt.

(3) Für Mütter, die vor der Unterbrechung ihrer Berufs­
tätigkeit teilbeschäftigt waren, wird der -Zuschuß entspre­
chend der durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit im Be­
rechnungszeitraum vor der Unterbrechung anteilig gewährt.

(4) Der Zuschuß wird vom Monat der Geburt des Kindes 
• an bis zur Wiederaufnahme der Berufstätigkeit der Mutter

bzw. bis zur Bereitstellung von Plätzen in Kindereinrichtun­
gen, längstens bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres 
des zuletzt geborenen Kindes, gezahlt.

(5) Besteht der Anspruch auf den Zuschuß nicht für den vol­
len Kalendermonat, weil die Voraussetzungen für seine Zah­
lung vor Ablauf des Kalendermonats entfallen, ist der auf die 
Arbeitstage der Unterbrechung der Berufstätigkeit entfal­
lende Teilbetrag des Zuschusses zu zahlen.

§55 .
Antragstellung

(1) Der Zuschuß wird auf Antrag der Mutter gezahlt. Für 
die Zahlung des Zuschusses ist die Verwaltung der Sozial­
versicherung des Kreis- bzw. Stadtvorstandes des FDGB zu­
ständig.

(2) Bei der Antnagstellung ist von der Mutter nachzuwei­
sen, daß es sich bei diesem Kind um die zweite oder eine 
weitere Geburt handelt und daß ein Krippenplatz bisher 
nicht zur Verfügung gestellt werden konnte. Gleichzeitig ist 
eine Bescheinigung des Betriebes über den Beginn der Unter­
brechung der Berufstätigkeit vorzulegen. War die Mutter 
vor der Unterbrechung der Berufstätigkeit teilbeschäftigt, ist 
vom Betrieb außerdem die Dauer der durchschnittlichen wö­
chentlichen Arbeitszeit vor der Unterbrechung zu bescheini­
gen.

(3) Die Mutter ist verpflichtet, den Wegfall der Vorausset­
zungen für die Zahlung des Zuschusses unverzüglich der Ver­
waltung der Sozialversicherung des Kreis- bzw. ’Stadtvor­
standes des FDGB mitzuteilen, die den Zuschuß auszahlt.

XI.
Bestattungsbeihilfe

§56
Höbe der Bestattungsbeihilfe

(1) Beim Tod eines Werktätigen wird Bestattungsbeihilfe 
in Höhe von 70% des monatlichen beitragspflichtigen Brut-

todurchschnittsverdienstes gezahlt. Sie beträgt mindestens 
160 M, höchstens 400 M.

(2) Beim Tod eines Familienangehörigen besteht Anspruch 
auf Bestatturgsbeihilfe in Höhe von 35 % des monatlichen 
beitragspflichtigen Bruttodurchschnittsverdienstes des Werk­
tätigen. Sie beträgt mindestens 80 M, höchstens 200 M.

(3) Zur Ermittlung des monatlichen beitragspflichtigen 
Bruttodurchschnittsverdienstes der Werktätigen mit Stun­
den- bzw. Stücklohn ist der tägliche beitragspflichtige Brutto­
durchschnittsverdienst mit 22 zu multiplizieren.

(4) Bei Totgeburten wird die Hälfte des entsprechenden 
Betrages gezahlt, der beim Tod eines Familienangehörigen 
zu zahlen wäre.

(5) Tritt der Tod als Folge eines Arbeitsunfalls bzw. einer 
Berufskrankheit ein, wird die Bestattungsbeihilfe in Höhe 
von 400 M gezahlt.

(6) Besteht gleichzeitig Anspruch auf Bestattungsbeihilfe 
aus eigener Versicherung und als Familienangehöriger, ist 
die höhere Bestattungsbeihilfe zu zahlen.

(7) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 6 gelten entspre­
chend für andere Anspruchsfoerechtigte auf Sachleistungen. 
Kann ein beitragspflichtiger Bruttodurchschnittsverdienst 
nicht ermittelt werden, sind die Mindestbeträge zu zahlen.

Bestattungsbeibilfe für besondere Personengruppen
§57

(1) Beim Tod eines Rentners wird die Bestattungsbeihilfe 
nach dem letzten beitragspflichtigen Bruttodurchschnittsver­
dienst errechnet, der bei Beendigung des Arbeitsrechtsver­
hältnisses bzw. zum Zeitpunkt des Beginns der Rentenzah­
lung maßgebend war.

(2) Stand der Rentner nach Beginn der Rentenzahlung in 
einem Arbeitsrechtsverhältnis und ergibt sich bei Berück­
sichtigung des nach Beginn der Rentenzahlung erzielten bei­
tragspflichtigen Bruttoverdienstes ein höherer beitragspflich­
tiger Bruttodurchschnittsverdienst, ist die Bestattungsbei­
hilfe auf der Grundlage des höheren beitragspflichtigen 
Bruttodurchschnittsverdienstes zu berechnen.

(3) Sind die Voraussetzungen gemäß den Absätzen 1 und 2 
beim Tod eines Rentners nicht gegeben, wird Bestattungsbei­
hilfe in Höhe des Mindestbetrages gezahlt.

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 gelten auch für 
die Berechnung der Bestattungsbeihilfe beim Tod eines Fa­
milienangehörigen eines Rentners.

§58
Die Bestattimgsbeihilfe für Familienangehörige von Ange­

hörigen der bewaffneten Organe bzw. der Zollverwaltung 
der Deutschen Demokratischen Republik beträgt 200 M.

§59

(1) Die Bestattungsbeihilfe 'beim • Tod eines Kämpfers ge­
gen den Faschismus oder eines Verfolgten des Faschismus be­
trägt 400 M.

(2) Beim Tod eines Empfängers einer Hinterbliebenenpen­
sion und beim Tod eines anspruchsberechtigten Familienan­
gehörigen eines Kämpfers gegen den Faschismus oder eines 
Verfolgten des Faschismus beträgt die Bestattungsbeihilfe 
200 M.

(3) Besteht Anspruch auf eine höhere Bestattungsbeihilfe 
gemäß § 56 oder § 66, so ist diejhöhere Bestattungsbeihilfe zu 
zahlen.

V§60
Anspruchsberechtigte

(1) Die Bestattungsbeihilfe wird an denjenigen gezahlt, dei 
die Kosten der Bestattung trägt.


